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Ein Jahr ETA-Auflösung –
	 Perspektiven für eine europapolitische 
Terrorismus- und Krisenprävention

Tim Segler

›› Mit der am 2. Mai 2018 verkündeten Auflösung aller 
ETA-Operationsstrukturen endete der bewaffnete 
Kampf um das spanisch-französische Baskenland.  
Der politische Konflikt bleibt jedoch ungelöst. 

›› Offen bleibt zudem die kritische Aufarbeitung der fast 
60 Jahre dauernden Terrorkampagne. 

›› Formen des ethno-nationalistischen bzw. separatis-
tischen Terrorismus sind seit den 2000er Jahren in 
Europa seltener geworden und in der öffentlichen 
Wahrnehmung durch das Aufkommen des internatio-
nalen Terrorismus verdrängt worden. 

›› Militanter bis terroristischer Separatismus bleibt ein 
Gefahrenpotential für die innere Sicherheit euro-
päischer Staaten wie Spanien, Frankreich, Großbri-
tannien, Belgien, Italien, der Balkanregion und der 
Ukraine.  

›› Die Vermittlungs- und Scharnierfunktion der Europäi-
schen Union in konfliktträchtigen Regionalangelegen-
heiten verdient eine stärkere Würdigung.
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Das Baskenland bleibt auch nach der Selbstauflösung der ETA Anfang Mai 2018 innerlich 
gespalten. Nach dem Waffenstillstand 2011, der Entwaffnung bis zum Jahr 2017 und der 
Auflösung der Terrororganisation beginnt die sensible Aufarbeitungsphase. Beklagt wird 
das Fehlen eines glaubwürdigen und übergreifenden Ansatzes der spanischen Zentralre-
gierung. Ungeklärt ist das Schicksal von 358 getöteten Personen, die im Zusammenhang 
mit dem ETA-Terrorismus geführt werden. Kritisiert wird ebenfalls die mangelnde Auf-
klärung staatlicher Interventionsmaßnahmen in den 80er Jahren durch die Finanzierung 
von Todesschwadronen. Gleichzeitig darf der in spanischen Regionen und europäischen 
Staaten vorhandene Nährboden für militanten Separatismus nicht unterschätzt werden. 
EU-Mitgliedstaaten, die von nachwirkenden Regionalkonflikten betroffen sind, sollten die 
Elemente nationaler Aufarbeitungs- und Aussöhnungspolitik stärker in die regionalpoliti-
sche Gesamtstrategie der EU-Kommission integrieren. 

Rückblick: Der blutige Pfad der ETA (1960–2011)

Die Geschichte der ETA ist die eines exemplarischen Formwandels, den viele revolutio-
näre Terrororganisationen der 1960er Jahre in ihrer ideologisch-strategischen Ausrichtung 
durchlebten. Die Euskadi Ta Askatasuna (Baskische Heimat und Freiheit, ETA) wurde 1959 
ursprünglich als linke Studentenbewegung gegründet, bekämpfte von 1968 bis 1975 als 
bewaffnete Widerstandsbewegung das Regime von General Francisco Franco, und blieb im 
demokratisierten Spanien als separatistisch-terroristische Untergrundorganisation weiter 
aktiv. Obwohl die ETA-Führung in der Mehrzahl den Marxismus-Leninismus unterstützte, lag 
die Hauptmotivation der Mitglieder im baskischen Nationalismus bzw. einem von Spanien 
unabhängigen Nationalstaat freier Basken. Ideologische und personelle Verflechtungen 
bestanden nachweisbar zur nordirischen Provisional Irish Republican Army (PIRA), der links-
terroristischen Roten-Armee-Fraktion (RAF) und bewaffneten Palästinenserorganisationen.1

Anschläge der ETA galten vorrangig baskischen und spanischen Politikern sowie Sicherheits-
kräften der Polizei und des Militärs. Regierungsgebäude, Polizei- und Armeestationen und 
Wirtschaftsbetriebe gehörten ebenfalls zu den Zielen der Organisation. ETA-Operationen 
bestanden vorrangig aus zielgerichteten Sprengstoffanschlägen, Schusswaffenattentaten 
und Sabotageakten. Vereinzelt ereigneten sich auch in touristischen Badeorten Anschläge. 
Zivile Opfer wurden bei den zahlreichen Anschlägen billigend in Kauf genommen. Die ETA 
finanzierte ihre Operationen hauptsächlich durch Entführungen mit hohen Lösegeldzah-
lungen, bewaffneten Raubüberfällen und Gelderpressung. Den gewaltsamen Höhepunkt 
erreichten ihre Aktivitäten in den 1980er Jahren. In dieser Zeit erreichten die Anschläge der 
ETA und die, von der spanischen Regierung zeitweise geschätzte Ausdehnung der Orga-
nisations- und Kommandostärke von etwa 1.000 Personen, ihren Höhepunkt. Die relativ 
junge spanische Demokratie stand zu diesem Zeitpunkt unter massivem Handlungsdruck 
und bediente sich illegaler, „francoesker“ Anti-Terrormaßnahmen. In einem sogenannten 
schmutzigen Krieg („La Guerra Sucia“2) wurden zielgerichtet paramilitärisch organisierte 
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Todesschwadronen („Grupos Antiterroristas de Liberación“3) eingesetzt. Vierundneunzig 
ETA-Mitglieder wurden von staatlichen Sicherheitskräften und 73 von Paramilitärs getötet. 
Dokumentiert sind ebenfalls unzählige Fälle der Folterung verdächtiger ETA-Mitglieder. 
Insgesamt werden dem ETA-Terrorismus mehr als 4.000 Anschläge in Nordspanien und Süd-
frankreich zugeschrieben, bei denen etwa 830 Menschen getötet und zirka 2.300 Personen 
verletzt wurden. 

I. Die heutige Situation im Baskenland 

Seit Oktober 2011, als die ETA einen endgültigen Waffenstillstand erklärte, wurden von 
der Organisation oder befürchteten Splittergruppen keine Anschläge mehr verübt.4 Waren 
zwischen 1970 und 2014 für Terroranschläge in Spanien und Europa in der Mehrzahl noch 
separatistische Untergrundorganisationen verantwortlich, traten seit dem Jahr 2015 islamis-
tische Anschläge in den Vordergrund.5 Die Anschläge auf den öffentlichen Personennahver-
kehr von Madrid am 11. März 2004 hatten sogar einen nachhaltigen Einfluss auf den Rück-
gang der ETA-Gewaltakte. Obwohl eine Mitverantwortung der ETA ausgeschlossen wurde, 
sollen anhaltende Spekulationen über mögliche Verbindungen baskischer Terroristen zu der 
für die Anschläge verantwortlichen Islamistenzelle durch eine Wiederaufnahme der Ermitt-
lungen geklärt werden.6

Bis zur Selbstauflösung im Mai 2018 bestanden die letzten ETA-Aktivitäten in der Abgabe 
und Unbrauchbarmachung von Waffen und Sprengmitteln und dem Versenden von Com-
muniqués, die eine Amnestie zugunsten inhaftierter Mitglieder forderten. Während der Frie-
densprozess die höchste Priorität für die Zentral- und Regionalregierung hat, bergen die mit 
der ETA-Auflösung verbundenen Folgefragen weiteres Spannungspotenzial. Insbesondere 
das Schicksal hunderter inhaftierter ETA-Terroristen polarisiert die spanische Gesellschaft. 
Unterstützungsproteste im Baskenland zielen auf eine heimatnahe Verlegung der Gefange-
nen, die derzeit in Frankreich, Portugal oder in nicht-baskischen Regionen Spaniens unterge-
bracht sind. Eine baldmögliche Freilassung wird von den Angehörigen der Insassen gefor-
dert. Hierbei können sich die Unterstützer auf Amnestieregelungen im Nordirlandkonflikt 
und in Kolumbien berufen. Obwohl das spanische Recht zum Zwecke sozialer Reintegration 
auf eine heimatnahe Unterbringung verurteilter Straftäter abzielt, verfolgte die spanische 
Justiz bislang den Ansatz eines heimatfernen Haftvollzugs zur Schwächung einer Legenden-
bildung um die Terrororganisation. Die Opferfamilien lehnen jegliche Zugeständnisse an 
Inhaftierte ab, bevor nicht eine glaubwürdige Distanzierung sämtlicher Gefangener und eine 
Entschuldigung gegenüber den Nachkommen stattgefunden haben. 

Die ETA-Auflösungserklärung vom Mai 2018 kann in diesem Sinne als eine einseitige Teilrela-
tivierung der Verbrechen angesehen werden. Weder distanzieren sich die Unterzeichner von 
ihren politisch motivierten Anschlägen noch wird tiefes Bedauern ausgedrückt. Im Gegen-
satz zu den Konservativen zeigte sich die sozialistische Minderheitsregierung zuletzt für 
Verhandlungen in der Haftfrage offen, jedoch werden weitgehende Kompromisse in der spa-
nischen Politik traditionell als Schwäche interpretiert. Ebenfalls spielt der Diskurs über eine 
Weiterentwicklung des Autonomiestatus des Baskenlandes eine Rolle im Friedensprozess. 
Für eine „wirkliche Lösung“ wird vom baskischen Regionalparlament die Möglichkeit eines 
Referendums in der Autonomieregion und in Navarra gefordert, die mit der Anerkennung 
des Selbstverwaltungsrechts und einer konföderalen Beziehung zum Zentralstaat weiter-
entwickelt werden soll. Das spanische Parlament hat einen entsprechenden Antrag aus der 
Region bisher nicht für eine Befassung zugelassen. 

Seit 2015 traten isla-
mistische Anschläge 
in den Vordergrund.

Die Weiterentwick-
lung des Autonomie-

status des Baskenlan-
des spielt eine Rolle 
im Friedensprozess.
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II. Erstarken von regionalem Separatismus  
und spanischem Nationalismus 

Der langjährig verfestigte Eindruck spanischer Autonomieregionen, einer ausgeprägten 
Repressivpolitik der Zentralregierung ausgesetzt zu sein, beschäftigt seit einigen Jahren 
besonders die Bevölkerung und Regionalpolitik Kataloniens. Die spanische Regierung ist 
seit den letzten Jahren mit einer wachsenden Unabhängigkeitskampagne wohlhabender 
Regionen wie auch Galicien, Navarra und den Kanaren konfrontiert. Begehrlichkeiten 
wecken die ungleich ausgestalteten Kompetenzfelder, die autonome Gemeinschaften mit 
Madrid einzeln verabreden müssen. Besonders der weitreichende Autonomiestatus des 
Baskenlandes mit eigener Selbstverwaltung, Polizeibehörde, Bildungssystem, anerkannter 
Sprache und gesonderten Finanzbeziehungen dient einigen der 16 Regionen als Argu-
mentationsgrundlage. Das Baskenland und Katalonien verfolgen jedoch unterschiedliche 
Bestrebungen. Während das Baskenland seine Autonomierechte bewahren möchte, die 
es im Zuge des Friedensprozesses gewonnen hat, beansprucht Katalonien dagegen mehr 
Souveränitätsrechte. Nahezu die Hälfte aller Katalanen befürwortet die Unabhängigkeit.7 
Die Autonomiegemeinschaft hat sich seit der vom Regionalparlament am 27. Oktober 2017 
einseitig proklamierten Abspaltung von Spanien in eine politische Pattsituation mit Madrid 
begeben. Während die baskische Regionalpolitik die Unabhängigkeitserklärung zwar nicht in 
die Nähe eines terroristischen Aktes aber eines Putsches ansiedelte, verteidigte Katalonien 
sein Vorgehen als friedlich-zivilen Ungehorsam gegenüber einem aggressiven Zentralismus 
der Zentralregierung. Zwar haben sich die Gespräche zwischen Katalonien und der seit zehn 
Monaten im Amt befindlichen Minderheitsregierung von Sozialisten aufgelockert, jedoch 
erzeugt die Sorge vor einem Dominoeffekt wachsender Autonomie- und Unabhängigkeits-
bestrebungen die Gegenreaktion eines neuen gesamtspanischen Nationalismus. In der 
2019 überarbeiteten Terrorismusabwehrstrategie räumt die Zentralregierung der Sorge vor 
einem Anstieg identitätsbasiertem Fanatismus und Extremismus, der auf gesellschaftliche 
Ausgrenzung gerichtet ist, eine neue innenpolitische Priorität ein.8 Eine dynamische Polari-
sierung bzw. Verhärtung der politischen Lage, die im Zweifel zur Gewalteskalation beitragen 
kann, wird danach nicht ausgeschlossen. Die Auseinandersetzung um regionalen Separatis-
mus und die spanische Einheitsnation spielte eine zentrale Rolle in den Spanischen Parla-
mentswahlen vom 28. April 2019. Erstmals ist mit der Partei Vox, einer wegen des nachgiebi-
gen Umgangs mit ETA-Dissidenten gebildeten Abspaltung der christdemokratischen Partido 
Popular, eine nationalkonservativ bzw. rechtspopulistische Partei im spanischen Parlament 
vertreten. Auch wenn Vox nicht entscheidend für eine stabile Parlamentsmehrheit der Nach-
folgeregierung sein wird, erwies sich die Agitation gegen jede Form von Regionalismus oder 
Autonomiestreben als Mobilisierungsfaktor. Vox war ebenfalls einer der Gewinner bei der 
Europawahl vom 26. Mai 2019 und ist im Europaparlament vertreten.

III. Europapolitischer Ansatz in  
Regionalkonflikten mit Handlungsempfehlungen

Regionalkonflikte in Spanien, Frankreich, Großbritannien, Belgien, Italien, der Balkanregion 
und der Ukraine zeigen, dass ungelöste und neue Politkrisen um Autonomie oder Unab-
hängigkeit in Europa keine Seltenheit sind. Von bewaffneten oder bürgerkriegsähnlichen 
Konflikten mit terroristischen Mitteln blieben bis zum Ende der 1990er Jahre auch Mitglied-
staaten der Europäischen Union (EU) nicht verschont. Die Entwicklung der ETA im Basken-
land oder der IRA in Nordirland deuten zwar auf einen Rückgang des separatistischen oder 
ethno-nationalistischen Terrorismus als Phänomen hin, doch die Zutaten für innenpolitische 
Eskalationen sind erhalten geblieben. Besonders die Nordirland-Frage im Brexit-Diskurs und 
die Katalonien-Krise machten zwei übereinstimmende Interessensfelder deutlich:

Das Baskenland und 
Katalonien verfolgen 

unterschiedliche 
Bestrebungen.
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›› Nach Unabhängigkeit oder Autonomie strebende Regionen verfolgen rechtliche und 
ökonomische Sicherheitsinteressen. 

›› Betroffene Regionen haben in der Regel ein hohes Interesse an einem Verbleib in der 
Europäischen Union.  

Der zentrale Akteur, der die Fähigkeit zum wechselseitigen Ausgleich der Sicherheitsinteres-
sen von Regionen und Nationalstaat besitzt, ist die Europäische Union. Das Politikkonzept 
vom „Europa der Regionen“, welches die transnationale Handlungsfähigkeit durch Festigung 
des inneren Zusammenhalts der Mitgliedstaaten bewahren soll, weist jedoch erhebliche 
strategische und operative Lücken auf. Die Sicherheitspolitik der EU ist nach innen (Polizei 
und Justiz) wie nach außen (Militär- und Entwicklungshilfe) von divergierenden nationalen, 
regionalen und subregionalen Faktoren bestimmt. Die Politikprogramme der EU waren 
in den letzten 15 Jahren prioritär auf das Knüpfen von Außenbeziehungen gerichtet – der 
Stabilitätsfaktor der Regionalpolitik wurde dabei weitgehend ausgeblendet. Die EU-Organe 
vernachlässigten die Grundformel staatspolitischer Funktionalität, die ebenfalls für staaten-
ähnliche Konstrukte gilt. Aus innerer Stabilität resultiert übergreifende Handlungsfähigkeit 
nach außen. Der Stabilitäts- und Kohäsionsansatz der EU-Regionalpolitik stellt den Garant 
für die eigentliche Krisenfestigkeit bzw. außenpolitische Resilienz des „Hauses Europa“ dar. 
Im Ausdifferenzieren des EU-Kompetenzprofils lag die Priorität jedoch auf der Entwicklungs- 
und Nachbarschaftspolitik mit den Instrumenten außenpolitischen Krisenmanagements. 
Unbeständiger und weniger ausgeprägt war das Rollenverständnis der Union im Umgang 
mit innereuropäischen Krisen und Regionalkonflikten. Während die EU im Vorfeld des Refe-
rendums über die Unabhängigkeit Schottlands 2014 aktiv vor den Folgen eines Ausschei-
dens der Region aus der EU warnte, war der Umgang in der sogenannten Katalonienkrise 
seit 2017 von strenger Zurückhaltung geprägt. Ebenfalls hat die EU vernachlässigt, dass sich 
die Ziele politischen Separatismus‘ in den Regionen von politisch militanten Linksbewegun-
gen der 60er Jahre in die bürgerliche Mitte verschoben haben. 

Zur Stabilisierung bzw. Lösung regionaler Interessenskonflikte wird daher ein institutioneller 
Ansatz zur innereuropäischen Krisenprävention vorgeschlagen, der unter Wahrung nationa-
ler Souveränität bestehende EU-Politikfelder als Unterstützungsformate implementieren soll: 

›› die Weiterentwicklung des Konzepts vom „Europa der Regionen“ zu einer Perspektive 
stabilitätsorientierter „EU-Innenpolitik“, 

›› die Erweiterung operationeller Programme der EU-Regionalpolitik zur wirtschaftlichen 
und sozialen Stabilisierung strukturell benachteiligter Konflikt- und Postkonfliktregionen, 

›› die Entwicklung eines permanenten Frühwarnsystems innereuropäischer Krisenpräven-
tion durch ein Regionalpolitik-Monitoring, 

›› die institutionelle Stärkung des Ausschusses der Regionen in EU-politischen Rechtset-
zungs- und Konsultationsverfahren insbesondere mit obligatorischen Vorschlags- und 
Anhörungsrechten, 

›› das Angebot konstruktiver Dialogformate unter Einbindung nationaler und internationaler 
Akteure bei Anrufung durch den jeweiligen Mitgliedstaat oder die betroffene Region und 

›› eine Weiterentwicklung der Rolle des Ersten Vizepräsidenten der Kommission und des 
Kommissars für EU-Regionalpolitik zum Beauftragten der Kommission in regionalen 
Interessenskonflikten mit sicherheitspolitischer Relevanz entweder auf Anrufung des 
jeweiligen Mitgliedsstaats oder der betroffenen Region.

Die EU-Organe  
vernachlässigten  
die Grundformel  
staatspolitischer 

Funktionalität.
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